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Schriftlicher Beridit 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richtlinie 
des Rats betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung 

von Kapital 

— Drucksache IV/2887 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert 


1. Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rats der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft betreffend 
die indirekten Steuern auf die Ansammlung von 
Kapital soll gestützt werden auf Artikel 99 des 
Vertrags, der die Harmonisierung der Umsatz- 
steuer, der Verbrauchsabgaben und sonstiger in- 
direkter Steuern „im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes" vorsieht, sowie auf Artikel 100, der 
Richtlinien für die Angleichung derjenigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten vorsieht, die sich unmittelbar auf 
die Errichtung oder das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken. Da die Besteue- 
rung der Kapitalzufuhr an Unternehmen gewis- 
ser Rechtsformen und insbesondere die Abgren- 
zung der Besteuerungsrechte und die Vermei- 
dung von Doppelbesteuerungen auf diesem Ge- 
biet zweifellos für das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes von Bedeutung ist, ist die Rechts- 
grundlage als gegeben anzuerkennen. Die Richt- 
linie muß vom Rat einstimmig beschlossen wer- 
den; sie ist dann von den Mitgliedstaaten durch 
ihre eigene Gesetzgebung zu verwirklichen. Die 
gemäß der Richtlinie erhobene Steuer bleibt 
Steuer der einzelnen Staaten-, die nationalen 
Parlamente behalten im Rahmen der Richtlinie 
das volle Gesetzgebungs- und Haushaltsrecht. 
Die Bezeichnung der hier behandelten Steuern — 
nach deutschem Recht die Gesellschaftsteuer 
und die Wertpapiersteuer des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes — als „indirekte Steuern auf die 


Ansammlung von Kapital" ist wohl auch im Hin- 
blick auf die Formulierung des Artikels 99 des 
Vertrags gewählt; ob diese Bezeichnung insbe- 
sondere für die Gesellschaftsteuer systematisch 
zutreffend ist, braucht hier nicht erörtert zu 
werden. 

2. Die Richtlinie sieht eine Eingrenzung der An- 
wendungsfälle und einen ermäßigten gemein- 
samen Satz für die Gesellschaftsteuer vor, ferner 
die Beseitigung der Wertpapiersteuer und ge- 
wisse Verbots- und Sperrbestimmungen für das 
Erheben von Steuer auf die Gründung von Ka- 
pitalgesellschaften, auf Einbringungen in die- 
selben und auf den Verkehr mit Wertpapieren. 

Die Begründung des Vorschlags läßt erkennen, 
daß die Kommission es als die bestmögliche Lö- 
sung ansehen würde, nicht nur die Besteuerung 
der Fremdfinanzierung von Unternehmen durch 
Emission von Wertpapieren auf dem Kapi- 
talmarkt (Wertpapiersteuer), sondern auch die 
Besteuerung der Eigenfinanzierung durch Be- 
schaffung von Eigenkapital (Gesellschaftsteuer) 
in allen Mitgliedstaaten zu beseitigen. Wegen 
der aus den Mitgliedstaaten erwarteten fiska- 
lischen Einwände ist jedoch für die Gesellschaft- 
steuer nicht die Beseitigung, sondern nur eine 
gewisse Einengung der Anwendung und ein ge- 
meinsamer Steuersatz von 1 Vo vorgeschlagen, 
der durchweg niedriger ist als die bisherigen 
Steuersätze der Mitgliedstaaten (Bundesrepublik 
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21/2 ’Vo). Der Ausschuß teilt den Standpunkt, daß 
die Beseitigung der Gesellschaftsteuer wegen 
der wirtschaftlichen Bedeutung der Eigenfinan- 
zierung durch Ausgabe von haftendem Gesell- 
schaftskapital der richtige Weg wäre, insbeson- 
dere auch deswegen, weil die Wertpapiersteuer 
in der Bundesrepublik bereits ab 1. Januar 1965 
beseitigt ist und eine Gleichstellung geboten er- 
scheint. Fiskalische Einwendungen werden aber 
in der Bundesrepublik von den Ländern geltend 
gemacht, da die Gesellschaftsteuer den Ländern 
zufließt. Der Bundesrat hat sich in seiner 281. 
Sitzung am 9. April 1965 für einen nicht unter 
2 Vo liegenden Steuersatz ausgesprochen. Das 
Gesellschaftsteueraufkommen machte 1964 rund 
171 Mio DM aus. Bei Wegfall der Gesellschaft- 
steuer, die bei der Körperschaftsteuer absetzbar 
ist, würde aber auch ein gewisses Mehraufkom- 
men an Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
eintreten. 

Nach Ansicht des Ausschusses kann die Größen- 
ordnung dieser Zahlen nicht den Ausschlag ge- 
ben gegenüber den Gründen, die wegen der 
wirtschaftlichen Entwicklung insgesamt und der 
Freizügigkeit im Gemeinsamen Markt, wegen der 
steuerlichen Gleichstellung der verschiedenen 
Finanzierungsformen und wegen der Verein- 
fachung des Steuerrechts für die Beseitigung der 
Gesellschaftsteuer sprechen. Wird die Richtlinie 
in der vorgeschlagenen Form angenommen, so 
muß aber die Gesellschaftsteuer in den vorge- 
sehenen Fällen auch dann erhoben werden, wenn 
dies im Rahmen der nationalen Gesetzgebung 
nicht mehr geboten oder nicht mehr erwünscht 
erscheint. Deswegen scheint es jedenfalls ge- 
boten, die Gesellschaftsteuer so niedrig wie im 
EWG-Rahmen erreichbar festzusetzen. Der Aus- 
schuß hält also die vollständige Beseitigung der 
Gesellschaftsteuer für wünschenswert, empfiehlt 
jedoch, soweit das nicht erreichbar ist, der vorge- 
schlagenen Richtlinie zuzustimmen. 

3. Nach Artikel 2 des Richtlinienvorschlags soll die 
Gesellschaftsteuer bei einer Kapitalgesellschaft 
ausschließlich dem Mitgliedstaat zustehen, in 
dem sich die tatsächliche Geschäftsleitung der 
Kapitalgesellschaft befindet; lediglich wenn sich 
die Geschäftsleitung in einem Drittstaat befindet, 
soll auch der Sitz für die Besteuerung maß- 
gebend sein. Nach § 5 Abs. 3 KVStG kann die 
deutsche Gesellschaftsteuer am Sitz der Gesell- 
schaft erhoben werden, auch wenn sich die Ge- 
schäftsleitung nicht im Inland befindet; die 
gleiche Regelung gilt für die Körperschaftsteuer 
und die Vermögensteuer, Gegen die Neurege- 
lung könnten also Bedenken erhoben werden, 
insbesondere deswegen, weil damit die Zustän- 
digkeit für die Gesellschaftsteuer von der für die 
Körperschaftsteuer und Vermögensteuer ab- 
wiche; in der Begründung des Vorschlags durch 
die Kommission findet sich auch keine ausrei- 
chende Begründung in diesem Punkt. Tatsäch- 
lich ist aber in der Empfehlung des Rates der 
OECD über einen Abkommensentwurf zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung (Bundesanzei- 
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ger Nr, 76 vom 22. April 1964) für die Einkom- 
mensteuern und Vermögensteuern vorgesehen, 
daß bei Auseinanderfallen von Sitz und tatsäch- 
licher Geschäftsleitung der Ort der letzteren für 
die Besteuerung maßgebend sein soll. Entspre- 
chende Regelungen finden sich auch bereits in 
den Doppelbestcuerungsabkommen der Bundes- 
republik mit Frankreich, Luxemburg und den 
Niederlanden sowie im Entwurf des Abkommens 
mit Belgien. Es ist deswegen, gerade um ein 
Auseinanderfallen der Besteuerungsrechte bei 
der Einkommen- und Vermögensteuer einerseits, 
der Gesellschaftsteuer andererseits zu vermei- 
den, notwendig und richtig, auch für die Gesell- 
schaftsteuer den Ort der Geschäftsleitung maß- 
gebend sein zu lassen. 

4. Die Annahme der Richtlinie würde, was die 
Steuertatbestände anbelangt, eine wesentliche 
Änderung des deutschen Gesellschaftsteuerrechts 
nicht erforderlich machen. Die Kommission weist 
in ihrer Begründung selbst schon zutreffend 
darauf hin, daß die Formulierung der Tatbe- 
stände gemäß den eigenen Systemen der Mit- 
gliedstaaten in Einklang mit den Forderungen 
der Richtlinie Sache der Mitgliedstaaten ist. 

Als neuer, dem deutschen Recht fremder Steuer- 
tatbestand wird lediglich die Verlegung der Ge- 
schäftsführung aus einem Drittland oder einem 
Mitgliedstaat, in dem die Gesellschaftsteuer bis- 
her nicht erhoben wurde, in das Inland vorge- 
sehen (Artikel 4 Abs. 1 Buchstaben e und f). 

Die Steuerfälle des deutschen Rechts, die nicht 
unter Artikel 4 Abs. 1 des Richtlinienvorschlags 
fallen, können, falls das geboten erscheint, auf- 
rechterhalten werden; die Besteuerung von 
Kommanditgesellschaften, wenn zu den persön- 
lich haftenden Gesellschaftern eine Kapitalge- 
sellschaft gehört (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 KVStG), 
verbietet sich allerdings bereits nach dem Urteil 
des BFH vom 3. Dezember 1964 (BStBl. 1965 III 

S. 19). Die Leistungen der Gesellschaft nach § 2 
Nr. 3 und 4 KVStG und die Gesellschafterdar- 
lehen nach § 3 KVStG können gemäß Artikel 4 
Abs. 2 Buchstaben b und d weiter besteuert 
werden. Lediglich der Steuerfall des § 2 Nr. 5 
KVStG (Veräußerung eigener Gesellschafts- 
rechte, die der Gesellschaft unentgeltlich oder 
unter Wert überlassen wurden) würde entfallen 
müssen. Ob der Tatbestand des § 2 Nr. 6 KVStG 
(Zuführung von Kapital durch eine ausländische 
Kapitalgesellschaft an eine inländische Nieder- 
lassung) überhaupt oder im Verhältnis zu Dritt- 
ländern noch steuerpflichtig gemacht werden 
könnte, erscheint fraglich. Einwände gegen diese 
Auswirkung brauchen jedoch nicht erhoben zu 
werden. 

5. Von den Befreiungstatbeständen des deutschen 
Rechts sind § 7 Abs. 1 Nr. 1 (gemeinnützige und 
mildtätige Gesellschaften) und Nummer 2 (Ver- 
sorgungsbetriebe) durch Artikel 8 des Richt- 
linienvorschlags gedeckt. Etwa vorzusehende 
Steuerbefreiungen für die Ausgabe von Gesell- 
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Schaftsanteilen an Arbeitnehmer dürften nach 
Artikel 9 des Vorschlags möglich sein. Die Steuer- 
befreiung für die Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln nach dem Gesetz vom 
30. Dezember 1959 kann ebenfalls aufrechterhal- 
ten bleiben, da die Besteuerung in diesem Fall 
gemäß Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe a des Richt- 
linienvorschlags der nationalen Gesetzgebung 
überlassen ist. Der Befreiungstatbestand des 
§ 7 Abs. 1 Nr. 3 (Vermögensverwaltungen der 
Berufsverbände) und des § 7 Abs. 3 KVStG 
(Anteilscheine an Kapitalanlagcgesellschaften) ist 
zwar in dem Richtlinienvorschlag nicht vorge- 
sehen, sollte aber nach Ansicht des Ausschusses 
über Artikel 9 aufrechterhalten werden. 

6. Soweit nicht die gänzliche Beseitigung der Ge- 
sellschaftsteuer erreicht werden kann, sollte der 
vorgesehene Satz von 1 Vo nach Ansicht des 
Ausschusses keinesfalls überschritten werden. 

Der ermäßigte Steuersatz des deutschen Rechts 
durch Sanierungsfälle (§ 9 Abs. 2 KVStG) kann 
nach Artikel 7 Abs. 4 des Richtlinienvorschlags 
beibehalten werden, für Zubußen usw. ohne 
Kapitalerhöhung nach Artikel 7 Abs. 5. Der 
Richtlinienvorschlag sieht einen ermäßigten 
Steuersatz für Fusionsfälle sowie Spaltungen 
und andere Umsetzungsvorgänge innerhalb von 
Konzernen vor, der dem deutschen Steuerrecht 
nicht bekannt ist. Ob diese aus dem französi- 
schen Recht stammende, von der Kommission 


nicht näher begründeten Sondervorschriften tat- 
sächlich in die gemeinsame Gesellschaftsteuer 
übernommen werden können, erscheint fraglich; 
eine Begünstigung von Kapitalerhöhungen oder 
Neugründungen, die innerhalb von Konzernen 
vorgenommen werden, gegenüber Normalfällen 
gleicher Art dürfte nicht ohne weiteres gerecht- 
fertigt sein. 

Der Ausschuß hat es jedoch nicht für seine Auf- 
gabe gehalten, auf diese Einzelfragen jetzt aus- 
führlich einzugehen. 

7. Die in Artikel 10 ff. des Richtlinienvorschlags 
vorgesehene Beseitigung der Wertpapiersteuer 
ist in der Bundesrepublik bereits durchgeführt. 
Unberührt bleibt nach dem Vorschlag die Bör- 
senumsatzsteuer — deren Regelung in den Zu- 
sammenhang der Umsatzsteuerharmonisierung 
gehört — sowie die Grunderwerbsteuer und 
andere Verkehrsteuern und Abgaben, die un- 
abhängig davon erhoben werden, ob eine Ein- 
bringung in eine Kapitalgesellschaft vorliegt 
oder nicht. Jedoch werden nach Artikel 12 Abs. 2 
des Vorschlags alle Diskriminierungen bei diesen 
Steuern ausgeschlossen, was zur Folge haben 
dürfte, daß die ermäßigten Steuersätze des § 24 
KVStG für die Börsenumsatzsteuer insoweit nicht 
mehr Anwendung finden könnten, als dabei in- 
ländische und ausländische Emittenten unter- 
schiedlich behandelt werden. Bedenken dagegen 
sind nicht zu erheben. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Seuffert 

Berichterstatter 


Ausschüßantrag amseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Annahme des vorgelegten Richtlinienvorschla- 
ges — - Drucksache IV/2887 ■ — durch die Bundes- 
regierung wird zugestimmt mit der Maßgabe, daß 

1. die Bundesregierung beauftragt wird, auf längere 
Sicht auf eine Beseitigung der Gesellschaftsteuer 
für Gesellschaften mit Sitz und Ort der Ge- 
schäftsleitung im EWG-Raum hinzuwirken, 

2. die Möglichkeit vorgesehen sein muß, die Be- 
freiungstatbestände des geltenden deutschen 
Rechts aufrechtzuerhalten. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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